
Der Parteivorstand, viele Genos-
sen der Bezirksvorstände haben
in den letzten Wochen zahlreiche
Diskussionen mit demokratischen,
vor allem linken Kräften geführt.
Für unsere Entscheidung darüber,
wie sich die PDS in das künftige
Deutschland einbringen kann und
will, sind meines Erachtens fol-
gende Grundsätze von ausschlag-
gebender Bedeutung:

Enten*. Gerade im linken
Spektrum haben vielfältige demo-
kratische Beweglungen in den letz-
ten Jahren eine qualitativ neue
Bedeutung erhalten. Möglicher-
weise werden sie in der Zukunft
sogar die wichtigste politische
Organisationsform der Men-
schen. Zugleich ist nicht zu über-
sehen, daß in den entwickelten
bürgerlichen Gesellschaften Par-
teien nach wie vor die entschei-
denden Kanäle politischer Wil-
lensbildung und -gestaltung dar-
stellen. Nicht umsonst sehen wir
doch im Fehlen einer linken
sozialistischen Partei in der Bun-
desrepublik mit entsprechendem
Einfluß einen großen Mangel an
deren Demokratie.

Zweitens. Zwischen dem Zu-
sammenfinden der Linken und
der Aktion um politische Mit-
sprache in der Gesellschaft gibt
es einen engen Zusammenhang.
Wenn die Linke im künftigen
Parlament nicht vertreten ist,
wird es auf längere Zeit in
Deutschland keine politisch be-
deutungsvolle Linke geben.

Drittens. Die zweifelsohne be-
stehenden unterschiedlichen lin-
ken Kulturen der DDR und BRD
werden sich im Zuge der deut-
schen Einigung annähern, vor al-
lem im breiten Dialog miteinan-
der. Die Linken werden durch die
künftige staatliche Einheit ge-
zwungen sein, einen gemeinsa-
men neuen Ansatz zu finden. Um
so schneller sie das verstehen,
desto nützlicher.

Vierteilt. Ohne eine bewußte
zielstrebige Integration in die
europäische und internationale
Linke, wobei unsere Partei an
umfangreichen Beziehungen an-
knüpft sowie sie bedeutend aus-
dehnt, wird es keine starke linke
Kraft geben. Es macht uns Mut,
daß es in Europa viele Parteien
gibt, die sich seit Jahrzehnten
links von der Sozialdemokratie
behaupten, auf diese Weise letz-
tere beeinflussen und das gesell-
schaftliche Leben mitgestalten. Es
wäre paradox, wenn dies ge-
rade im künftigen Deutschland
nicht möglich sein sollte. An vie-
len Beispielen zeigt sich, daß nur
die Existenz einer politisch wirk-
samen linken Partei zugleich auch
die Sozialdemokratie nachhaltig
verändern kann.

Fünftens. Es wird auf abseh-
bare Zeit nicht möglich sein, eine
bedeutende Linke in Deutsch-
land zu formieren, wenn es nicht
gelingt, als Teil der vielfältigen
linken Bewegungen und Gruppie-
rungen eine sozialistische Partei
zu 'schaffen beziehungsweise

eine solche im deutschen Eini-
gungsprozeß einzubringen.

Sechstem meine ich, die Par-
tei des Demokratischen Sozialis-
mus kann eine solche Partei
sein. Sie verfügt über alle dazu
notwendigen Voraussetzungen.
Unumgänglich ist es jedoch, daß
sie ein gesamtdeutsches Profil
gewinnt, ohne selbstverständlich
ihre DDR-Herkunft in irgend-
einer Weise zu verleugnen. Das
betrifft ihre Programmatik
ebenso wie ihre öffentliche poli-
tische Ausstrahlungskraft auch
auf dem Territorium der BRD.
Die Eingrenzung ihres .Wirkungs-
bereiches auf das DDR-Territo-
rium würde die PDS in absehba-
rer Zeit in eine unbedeutende po-
litische Gruppierung verwandeln.
Gemeint ist damit nicht ein Ex-
port der PDS in die Bundesrepu-
blik. Das ist weder wünschens-
wert noch realistisch. Was dort
an linkem Potential in den politi-
schen Auseinandersetzungen
nicht selbst wächst, das wird es
auch in Zukunft nicht geben. Ein
gesamtdeutsches Herangehen wird
für unsere Partei jedoch jetzt un-
umgänglich, da die Rechten den
Linken keine Zeit lassen, sich zu
formieren. Ich bin mir dessen be-
wußt, daß unsere Partei des De-
mokratischen Sozialismus im
Zuge dieser Entwicklung eine
neue, eine unter vielen Gesichts-
punkten andere Partei sein wird.
Sie wird jedoch eine sozialisti-
sche Partei sein, die sich ein-
fügt in das breite linke Spek-

trum des künftigen Deutsch-
land.

Siebtem. Ohne die zielstrebige
weitere Erneuerung unserer
Partei wird die PDS weder ge-
samtdeutsch noch auf dem Ter-
ritorium der DDR eine sichere
Zukunft haben. Aufmerksam sind
dabei Schlußfolgerungen auch aus
der Entwicklung der linken Par-
teien in Ost- und Westeuropa zu
ziehen.

Achtens. Auf dem Gebiet der
heutigen Bundesrepublik Deutsch-
land gibt es einen Platz für eine
linke sozialistische Partei. Bei
uns wird es ihn weiter geben.
Es gilt, diesen Platz im künfti-
gen Deutschland auszufüllen.

Zielsetzung sollte es sein, daß
sich die PDS durch zielstrebige
und intensive Arbeit, vor allem
im Rahmen einer breiten Diskus-
sion mit anderen linken Kräften,
zu einer bedeutsamen sozialisti-
schen Partei entwickelt. In die
anstehenden Debatten bringt die
PDS ihre für ein breites linkes
Spektrum konsensfähigen Vor-
stellungen über das künftige
Deutschland ein. Zugleich infor-
miert sie über sich als linke so-
zialistische Partei und vor allem
über ihren Erneuerungeprozeß.
Das kann in Diskussionsveran-
staltungen ebenso erfolgen wie
über PDS-Freundeskreise, -Kon-
taktbüros und ähnliches.

Deutschen aus der BRD und
Westberlin sollten wir so auch die
Möglichkeit geben, sich an der
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»Die »ädere weit" — erste
Zeitung für Lesben und
Schwule - ist auf dem MaUkt.
Ein interessantes Monats-
magazin für Homosexuelle
und alle, die sich ihnen ver-
bunden fühlen. Für zwei Mark
monatlich gibt das 23-Seiten-
Blatt Einblick in Lebensweise,
berichtet über Kultur und
Politik, Historisches, Persön-
liches, Partnerschaftliches.
Kantaktwünsche finden Flöte,
kostenlos und diskret. Mach
guten, sensiblen Fotos wind-ge-
fragt, die das spezielle Flair
der „anderen Welt" einfangen.

Wer Hochglanzpapier, Far-
ben und viel nackte Haut er-
wartet, sieht sich enttäuscht.
Die Macher werden nicht von
Sprinter & Co. gesponsert. Sie
ringen mit ihrem unschein-
baren Outfit ums Überleben
auf dem unberechenbaren
DDR-Medienmarkt und setzen
auf inhaltliche Qualität -
seriös und nicht spektakulär.

„SEXCLUSIV" scheint über
bessere Startbedingungen zu
verfügen. Das erste Sex-Maga-
zin der DDR erscheint auf
glänzendem Papier in buntem
Druck. Dieses von der Deut-
schen Sex-Liga e. V. heraus-
gegebene Monatszeitschrift
zum Preis von sechs Mark
will sich um „niveauvolle,Ero-
tik und kulturvollen Sex" be-
mühen. Trotz dieses Anspru-
ches und des stolzen Preises
kommt die erste Nummer
recht billig daher: Wenig ge-
haltvolle Texte und anspre-
chende Fotos. Viel zuviel von
denen, die den weiblichen Kör-
per in pseudoerotischer Kittel-
schürzennacktheit präsentie-
ren.

In der Sonnabend/Sonntag-Aus-
gabe ist uns auf der Seite 10, Fo-
rum, im Beitrag „Es gibt keine Par-
allele zur heutigen Weltsituation"
ein Druckfehler unterlauten. Es
muß richtig heißen: . . . in weiterer
Evolution befindlicher Weltkapita-
lismus statt in weiterer Revolution.
Wir bitten unsere Leser um Ent-
schuldigung.

Platz und Rolle der PDS im künf-
tigen Deutschland. Identitätskrise
ja oder nein? Was bedeutet es,
heute linke Politik zu betreiben?
Das waren einige der wichtigsten
Diskussionspunkte in der Aus-
sprache auf der Sitzung des Par-
teivorstandes der PDS am Sonn-
abend.

Und so warf Reinhard Mocek
gleich die Frage auf „Sind wir
links?" Antwort: Links ist seit
etwa 15 bis 20 Jahren das Bre-
chen mit dem industriegesell-
schafts-theoretischen Denken.
Weil das die Welt an den Ab-
grund geführt hat. Und wenn man
das akzeptiere, dann müßten wir
uns fragen, ob wir links sind,
ob wir mit diesem Denkmodell
gebrochen haben, oder ob wir
weiter die Meinung vertreten,
daß nur auf den bisherigen We-
gen der Entwicklung der großen
Industrien, der Großchemie und
anderer, die zukünftige Gesell-
schaft programmiert und produ-
ziert werden kann. Die anderen
Linken sind gegen dieses Pro-
gramm. Wenn wir uns das nicht
klarmachen, dann wird es bei
aller Bekundung von augenblick-
lichen Gemeinsamkeiten ständig
zu unüberbrückbaren Spannun-
gen kommen. Nachdrücklich plä-
dierte er für die Sensibilisierung
in Bezug auf die Bedrohung der
menschlichen Lebenskultur, die
von den konsumgesellschaftlichen
Segnungen, die wir jetzt über-
nehmen, ausgeht. Er warnte
auch, links ausschließlich am
Selbstverständnis der PDS zu
messen. Diese sei vielmehr e i n
Faktor der linken Bewegung.

Die Entscheidung über die PDS
in der BRD ja oder nein sei für
ahn, so Bernd Rump, eine falsche
Fragestellung. Denn wir kommen
alle nach Deutschland, und das
wird ein bürgerliches. Wir haben
uns ihnen ja nicht aufgedrängt.
Das heißt, darüber, ob wir das
wollen oder nicht, brauchen wir
nicht zu befinden. • Sondern wir
müssen fragen, was machen wir
dann, was sind unsere Chancen.
Beispielsweise könne man nicht
allein mit den eigenen Analysen
vom Kapitalismus — scheinbar
gereinigt vom Stalinismus —
übendauern. DeÄsen Kapitalismus-
bild insgesamt sei zu kritisieren.

Im Interesse einer besseren In-
formation der Parteibasis über
die inhaltlichen Diskussionen im
Parteivorstand und den verschie-
denen Kommissionen forderte

Bernd Rump den Vorstand auf,
entsprechende Möglichkeiten zu
prüfen und zu schaffen.

Aus der Sicht der PDS-Ffak-
tion der Volkskammer ging Mi-
chael Schumann dann auf die
Auffassung von Ilj» Seifert ein.
Der hatte zum Ausdruck ge-
bracht, er sei im Gespräch mit
vielen Genossen zu der Ober-
zeugung gekommen, daß es in
diesem Lande zu einer Situation
gekommen ist, wo die Vereini-
gung so schnell wie möglich not-
wendig wird. Die Partei sollte
sich zum 2. Dezember als Wahl-
termin für eine gesamtdeutsche
Wohl bekennen. Wenn die PDS
weiter nein sage, komme sie in
die Rolle eines Buh-Mannes, ohne
etwas damit zu bewegen.

Dem widersprach Michael Schu-
mann entschieden: Wir blockie-
ren nichts. Wir versuchen den
unvermeidlichen Weg in ein Ge-
samtdeutschland so aktiv mlt-
zugestalten, daß die Interessen der
Bürger in beiden deutschen Staa-
ten möglichst wenig geschädigt
werden. Wir stehen damit im Ge-
gensatz zu einem fatalistischen
Politikansatz der Regierungspar-
teien, die nur sagen, die Sache
läuft wie ein Zug, und wir könn-
ten nur aufspringen und irgend-
wo die Schranke runterlassen, da-
mit keine Kollisionen passieren.
Sie haben verzichtet auf Politik-
gestaltung, auf die Gestaltung der
deutschen Einheit. Die PDS dage-
gen, und das ist ihre Verantwor-
tung, müsse in den konkreten
Sachfragen deutlich machen, daß
sie auf das Gestalten der Politik
nicht verzichten will, auch wenn
sie in den Abstimmungen bei vie-
len Fragen unterliegt.

Die eingangs von Reinhard
Mocek vertretene Auffassung
von linker Politik wollte Michael
Schumann um einen wichtigen
Aspekt erweitert, wissen. Weil
nämlich das Brechen mit dem in-
dustriegesellschaftUchen Denk-
ansatz sehr unterschiedlichen gei-
stigen wie politischen Strömungen
eigen ist. Ebeniso wje die For-
derung nach neuen Lebensweisen.
Für ihn bedeute links oder rechts,
von einem bestimmten Pol aus-
zugehen. Das war zu einer Zeit
notwendig, wo das ganze Elend,
die ganze Not einer Gesellschaft
auch auf einem Pol konzentriert
war. Aber das hat sich geändert.
Die Not und das Elend der heuti-
gen Gesellschaft sind die allge-
mein menschlichen Probleme, die

globalen Probleme. Linkes Den-
ken bedeute deshalb heute, nicht
mehr von einem Pol aus zu den-
ken, sondern komplex. Aber die
ursprüngliche soziale Polarisie-
rung gibt es noch in modifizier-
ter Gestalt. In ihr brechen sich
die globalen Probleme. Und daß
müsse bedacht werden, bei der
Diskussion der politischen Schwer-
punkte der Arbeit Da gelte esl
vielmehr noch nachzudenken
über die Lage und die Interessen
vor allem der Arbeiter und Bau-
ern. Und insofern sei er auch be-
reit, den Ausdruck „Links" für
sich weiter in Anspruch zu neh-
men.

Weil sich gerade das in der pro-
grammatischen Diskussion auch
widerspiegelte, die Partei auf
dem Weg ist, das zu begreifen,
gebe es auch nicht die von ande-
ren immer wieder angesprochene
Identitätskrise. Er fühle sich - bei
all den großen Problemen — in
der PDS so wohl, wie es nie-
mals in der SED der Fall war.
In einer Identitätskrise sei man
doch wohl, wenn man uneins ist
mit sich und der Partei. Das sei
für ihn aber nicht der Fall.

Die These von einer identitäts-
krise der Partei hatte zuvor Lari
Fischer von der Arbeitsgemein-
schaft Lesben und Schwule, der
als Gast an der Sitzung teilnahm,
vertreten. Wie auch andere Red-
ner forderte er amtlererlseifls dazu
auf, bei der deutschen Einigung
nicht nur die Werktätigen in
Deutschland im Blick zu haben,
sondern auch die der sogenann-
ten Dritten Welt

Unter anderen Anette Sickert
und Heinz VIetze' machten mit
deutlichem Unmut auf die Dis-
krepanz des Abbaus hauptamtli-
cher Mitarbeiter an der Basis und
in der Zentrale aufmerksam. Im
Land Brandenburg beispielsweise,
sagte Heinz Vietze, komme auf
1000 Mitglieder ein hauptamtli-
cher Angestellter. Das sei mit dem
Verhältnis in anderen Parteien
vergleichbar. Insgesamt kommt
in der Partei ein hauptamtlicher
Mitarbeiter noch auf etwa 35 Ge-
nossen. Dieser Zustand müsse im
Interesse der Erneuerung und der
Hinwendung zu basisdemokrati-
schen Strukturen schnellstens
überwunden werden. Die Partei
dürfe nicht mehr über ihre Ver-
hältnisse leben. Die Genossen an
der Basis erwarten hier konstruk-
tives Handeln.

Hans Modrow — auf dessen Dis-

kussionsbeitrag wir noch ausführ-
lich zurückkommen werden — un-
terstrich die Notwendigkeit, die
grundsätzliche Erneuerung wel-
terzugestalten. Das verlange, In-
halte zu erarbeiten, die den de-
mokratischen ScciaÜsmus betref-
fen. Damit werde man auch her-
ausfinden, was in unserem Ver-
ständnis linke Politik bedeute.
Wir selbst sind hier noch auf der
Suche nach Selbstbestimmung.
Sie vollzieht sich in einer Situa-
tion, wo beinahe zu sagen wäre,
der Weg zum Kapitalismus über
den „realen Sozialismus" war
wohl der schwerste und der här-
teste, der je beschriitten wurde.
Diskussion als Orientierung und
zugleich Selbstbestimmung, das
werde es sein, was die Partei in
den nächsten Wochen besonders
fordern werde.

Große Bedeutung für die Zu-
kunft der Partei räumte Hans
Modrow den Landtagswahlen In
der DDR ein. Die Länder werden
einen ganz anderen Platz haben,
als ihn die Bezirke heute besit-
zen. Wer das nicht begreife,
könne in den Ländern keine Poli-
tik machen, aber das werde für
die Partei entscheidend sein. Ver-
trauen zur PDS bei gesamtdeut-
schen Wahlen ist nur über ein
hohes Ergebnis bei den Wahlen
in den Ländern zu schaffen, da
zählen nicht mehr die zwei vor-
hergehenden Ergebnisse.

Andre Brie hatte darauf ver-
wiesen, daß die Landtagswahlen
in einer prinzipiell veränderten
Landschaft stattfinden werden, in
einer Gesellschaft, die endgültig
rekapitalisiert wird. Die PDS
stehe als Oppositionspartei dazu
fundamental im Widerspruch.

Bezug nehmend auf die Dis-
kussion um parlamentarische/
außerparlamentarische Arbeit,
sagte Hans Modrow, dabei solle
man nichts gegenüberstellen. Bei-
des gehöre zusammen. Aller-
dings brauche die PDS den
außerparlamentarischen Kampf'
noch vielmehr, als er jetzt be-
trieben wird. Nicht nur wenn
Wahlen sind, sondern ständig.
Und was die Identität betreffe, so
sei das, wie Modrow betonte, für
ihn die Frage, ob man ehrlich in
der Partei lebt. Das war doch dai
Problem in der Vergangenheit.
Sie kann nicht für jeden gleich,
für jeden dasselbe sein. Denn
dann hört Kritik und Selbstkri-
tik, dann hört wirkliches Leben in
der Partei auf.

Am Mittwoch, dem 20. 6., 20.00 Uhr im Lustgarten
mit anschließender Mahnwache vor der Volkskammer
(also am Vorabend der 2. Lesung des Staats-
vertrages).

— Mitspracherecht für Bürger statt Diäten für
Abgeordnete

— Gerechte Renten statt Stasi-Pensionen
— Brot in die Regale statt Massenentlassungen
— Mieterschutz statt Villenverkauf
— Volksentscheid über Verfassung und

deutsche Vereinigung
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dingungen Vereinigungen zu
bilden, ihnen beizutreten, aus
solchen Vereinigungen auszu-
treten und ihnen fernzublei-
ben.

(2) Tariffähige Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände
müssen frei gebildet, auf über-
betrieblicher Grundlage orga-
nisiert und unabhängig sein
sowie das Arbeitskampfrechl
und das geltende Tarifrecht
als verbindlich anerkennen.

Artikel 5
Unabhängige Rechtsprechung

(1) Wird jemand durch die Sf-
licne Gewalt in seinen Rechten
verletzt, so «teilt ihm der
Rechteweg offen.

(»Die Richter sind unabhängig
und nur der Verfassung nach
Maßgabe dieses Verfassungs-
gesetzes und dem Gesetz un-
terworfen. Sie unterliegen in-
soweit keiner Aufsicht staat-
licher oder gesellschaftlicher
Organe. Eine Leitung der
Rechtsprechung unterer Ge-
richte, durch obere Gerichte ist
nicht zulässig.

Artikel 6
Schute der Umwelt

Der Sehnte der natürlichen Um-
welt tat Pflicht des Staates und
aller Bürger. Er ist durch Geübte
zu gewährleisten.

Artikel 7
Sehnte der Arbeit

Die Arbeitskraft wird vom Staat
geschützt. Der Staat fördert das
Recht des einzelnen, durch Arbeit
ein menschenwürdiges Leben in
sozialer Gerechtigkeit und wirt-
schaftlicher Freiheit zu führen,
und schafft die dasu notwendig«
Bahmenbedingungen.

Artikel 8
Hoheltar echte

Die Deutsch« Demokratische Re-
publik kann durch Verfaatungs-
gesete Hoheitarechte auf zwi-
schenstaatlichen Einrichtungen
und Einrichtungen der Bundes-
republik Deutschland übertrage»
oder in die Beschränkung von Ho-
heiterechten einwilligen.

Artikel 9
Neufassung

Artikel 106 der DDR-Verfassun»
wird wie folgt gefaßt:
„Artikel 100
Die Verfassung kann nur von der
Volkskammer der Deutschen De-
mokratischen Republik durch Ge-
setz geändert werden, das aus-
drücklich als .Verfassungsgesetz'
bezeichnet ist. Staatsverträge der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik und andere völkerrechtliche
Verträge sind, soweit durch sie
VerfMsungtgegensttnde berührt
werden, durch ein ausdrücklich
als .Verfassungsgesetz' bezeichne-
tes Gesetz zu bestätigen, da« der
Zustimmung von zwei Dritteln
der Mitflieder der Volkskammer
bedarf."

Artikel 10
Schlußbestimmung

Dieses Verfassungsgesete tritt am
. . 1990 in Kraft und behält

seine Gültigkeit bis zur Inkraft-
setzung eines Grundgesetees.

Dieses Gesetz wurde am Sonntag
auf der* 15. Tagung der Volks-
kammer behandelt. Die Abgeord-
neten stimmten ihm mehrheitlich
zu. Hervorhebungen im Text
stammen von den Verfassern des
Gesetzes.

de auf kalte (mUrktwdrtsdwlfÜi-
che) Art extrem beeinträchtigt.
Erschreckend sei die praktische
Gleichgültigkeit der Regierenden
— trotz weihevoller Untensttut-
ssuneabemühungen.

„Wir verlangen von der Regie-
rung, s o f o r t fiTt»ngijf»|te Hilfe
tüx die Verlage und Reädktianen
der Sorben zu geben und aucfalfür
die Zukunft zu garantieren. Hier
kann die Marktwirtschaft nicht
das alleinige Kriterium sein",
heißt es in einer dem ND über-
mittelten Erklärung.

(tfVorschriften der' VeriCasmint
und sonstiger Rechtsvor-
schriften sind entsprechend
diesem Verfassungsgesete an-
zuwenden. Bestimmungen in
Rechtsvorschriften, die den
einzelnen öder Orgsne dei
staatlichen Gewalt auf die so-
zialistische Staats- und Rechts-
ordnung, auf das Prinzip des
demokratischen Zentralismus,
auf die sozialistische Gesetz-
lichkeit, das sozialistische
Rechtsbewußtsein oder die An-
schauungen einzelner Bevölke-
rungsgruppen oder Parteien
verpflichten, sind aufgehoben.

(»Das zuständige Gericht kann
xur Überprüfung der Verfas-
sungsmlfiifkeit der Gesetee
und anderen Rechtsakte ange-
rufen werden. Näheres regelt
ein Gesetz.

Artikel 2
Eigentum

Privateigentum einschließlich des
Erwerbs von Eigentum und eigen-
tumsgleichen Rechten an Grund
und Boden sowie an Produktions-
mitteln wird gewährleistet. Da-
durch wird die gesetzliche Zulas-
sung besonderer Eigentumsfor-
men für die Beteiligung der öf-
fentlichen Hand oder anderer
Rechtsträger im Wirtschaftsver-
kehr sowie eine rechtsstaatliche
Überprüfung der bestehenden
Eigentumsverhältnisse nicht be-
rührt. Sein Gebrauch soll zu-
gleich dem Wohl der Allgemein-
heit und dem Schute der natür-
lichen Lebenscrundlacen dienen.

(«) Die Außenwirtschaft ein-
schließlich des Außenhandels
und der Valutawirtschaft darf
gesetzlich geregelt aber nicht
staatlich oder anderweitig
monopolisiert werden.

Mit Betroffenheit hat der FDJ-
Vorstand Meldungen zur Kennt-
nis genommen, nach denen sor-
bische Zeitungen ihr „Aus" an-
kümdSgten, wenn nicht sofortige
Unterstützung erfolgt Mit dem
Tod der sorbischen Prafee, zu der
auch Kinder- und Jugendpubll-
kationen gehören, würde der Er-
haltung der nationalen kulturel-
len Identität der Sorben eine der
wichtigsten Grundlagen genom-
men werden. Die Pflege der Spra-
che, Kultur, die Kommunikation
dieses Volkes untereinander wiür-

Artikel 4
Tarifrertrmgsparteien

(1) Jedermann hat das Recht, zur
Wahrung und Förderung, ins-
besondere zur Regelung der
Arbeits- und Wirtschaftsbe-

Arbeit unserer Partei zu beteili-
gen, im September/Oktober soll-
ten wir die Entscheidung über die
Art und Weise unserer Beteili-
gung an gesamtdeutschen Wahler
treffen. Die Bundestagswahl-
gesetzgebung sieht neben Landes-
listen der Partelen auch offene
Listen und Listenverbindunger
vor. Begrüßenwert wäre die Bil-
dung einer Linken Liste in dei
Bundesrepublik, die bereit wäre
mit uns ein Wahlbündnis einzu-
gehen. Gleichzeitig sollte ir
einem längeren Prozeß die Her-
ausbildung von Büros und Basis-
organisationen der PDS von
unten gefördert werden.

Als wichtigste Orientierung lei-
tete Jochen Willerding daraus die
weitere zielstrebige politische,
programmatische und organisa-
torische Erneuerung der PDS in
der DDR ab. Der Erneuerungs-
kongreß im September soll offen
sein für alle, die Interesse an
einer kritischen Diskussion mit
und über die PDS haben.

Weiter kommt der intensiven
Diskussion der Genossinnen und
Genossen der Basisorganisatio-
nen mit linken und oppositionel-
len Bewegungen in der BRD und
der DDR große Bedeutung zu.
Dazu sollten sowohl traditionelle
Beziehungen, unter anderem auch
zur DKP, genutzt werden, wie
auch neue zu jenen Kräften, zu
denen unsere Partei in der Ver-
gangenheit auf Grund alter Ab-
grenzungen keine Kontakte un-
terhielt.

Eine kritische Analyse des Zu-
standes und der Arbeit der PDS
im Bezirk Halle nahmen am
Sonnabend mehr als 300 Vertre-
ter von Basisorganisationen aus
dem Bezirk vor. Neben Themen
wie Wahlvorbereitung, parlamen-
tarischer Arbeit Tätigkeit in den
Bereichen Wirtschaft und Wis-
senschaft Kultur und Gesund-
heitswesen ging es vor allem
darum, daß sich der Erneuerungs-
prozeß im Wahlkampf-März ver-
langsamt hat und nun mit der
Beteiligung jedes Mitglieds wei-
ter vorangetrieben werden muß.
Der •stellvertretende Vorsitzende
Bernd Uschmann erinnerte dar-
an, daß von den 34 500 Mitglie-
dern im Bezirk nur 181 nicht
ehemals Mitglieder der SED wa-
ren. Gerade in dieser Richtung
gelte es jedoch weiterzuarbeiten.
Denn auch der Entschluß, nun in
diese Partei „neu" einzutreten,
sei ein Gradmesser dafür, wie
die Erneuerung akzeptiert wird.
Er forderte die Basisorganisatio-
nen auf, sowohl weiter an der
Entwicklung innerparteilicher De-
mokratie zu arbeiten als auch
mehr auf die Bürger in den
Wohngebieten zuzugehen.

Artikel 3
Wirtschaftliche

Handlungsfreiheit
(l)Jede natürliche und juristi-

sche Person hat das Recht im
Rahmen der Gesetze mit an-
deren Verträge zu schließen
und sich insbesondere wirt-
schaftlich zu betätigen.

Vom Tischlern deck dich zum Knüppel
aus dem Sack
Vom Runden Tisch zum Staatsvertrag

zur Änderung und Ergänzung der Verfassung der
Deutschen Demokratischen Republik (Verfassungsgrundsätze)
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In der Erkenntnis, daß in der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik im Herbst 1989 eine fried-
liche und demokratische Revolu-
tion stattgefunden hat und in der
Erwartung einer baldigen Her-
stellung der staatlichen Einheit
Deutschlands wird für eine Ober-
gangszeit die Verfassung der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik um folgende Verfassungs-
grundsätze erginst. Entgegenste-
hende Verfassungsgrnndsatee be-
sitzen keine Bechtsgultigkett
mehr.

Artikel 1
Freiheitliche Grundordnung

(1) (Die Deutsche Demctaatiische
Republik ist ein freiheitlicher,
demokratischer, föderativer,
sozialer und ökologisch orien-
tierter Rechtsstaat. Hinsicht-
lich der föderativen Ordnung
gilt dies nach Maßgabe einer
besonderen Ergänzung der
Verfassung und noch zu er-
lassender gesetzlicher Vor-
schriften. Der Staat gewährlei-
stet die kommunale Selbstver-
waltung.
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